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Wer sich beruflich verändern will, schreibt oft
viele Bewerbungen.

Dies ist mit nicht unerheblichen Kosten ver-
bunden. Unter bestimmten Voraussetzungen
sind diese Bewerbungskosten als Werbungs-
kosten steuerlich absetzbar.

Bewerbungskosten sind Ausgaben, die mit der
Suche einer neuen beruflichen Beschäftigung
unmittelbar zusammenhängen.

Hierunter fallen z. B. Kosten für Fotos, Beglau-
bigungen, Kopien, Porto, Büromaterial, Inserate
oder Literatur.

Auch Reisekosten im Zusammenhang mit Vor-
stellungsgesprächen gehören zu den abzugs-
fähigen Bewerbungskosten. Hierzu gehören
Fahrtkosten, die mit 30 Cent je gefahrenem
Kilometer geltend gemacht werden können,
aber auch Übernachtungskosten oder Kosten
für Verpflegungsmehraufwand.

Erstattet das einladende Unternehmen
Bewerbungskosen oder zahlt das Arbeitsamt
Zuschüsse, müssen diese Erstattungen von
den geltend gemachten Aufwendungen ab-
gezogen werden.

Zum Nachweis der Kosten sollten geeigne-
te Belege vorgelegt werden können. Können
die Kosten nicht einzeln nachgewiesen wer-
den, ist auch eine sachgerechte Schätzung
möglich. Das Finanzgericht Köln sah im Ur-
teil vom 07.07.2004 (7 K 932/03) Kosten für
Bewerbungen ohne Mappe (zum Beispiel
E-Mail-Bewerbungen) mit 2,50 Euro und mit
Mappe mit 8,50 Euro als angemessen an.

In diesen Fällen muss der Nachweis der
tatsächlichen Bewerbungen durch Vorlage
von Schriftverkehr (E-Mail, Anschreiben, etc.)
möglich sein.

Bewerbungskosten
Das Jahressteuergesetz 2020 hat eine Vielzahl von
Änderungen im Gemeinnützigkeits- und Spenden-
recht mit sich gebracht. Es ist die umfassendste
Reform seit 2013 in diesem Bereich. Hier die wich-
tigsten Neuregelungen: Ab dem Jahr 2021 wird der
Übungsleiterfreibetrag von 2.400,- € auf 3.000,- €
und der Ehrenamtsfreibetrag von bisher 720,- €
auf 840,- € erhöht. Die Grenze für den vereinfach-
ten Zuwendungsnachweis (Kleinspendenregelung)
wird rückwirkend ab dem 01.01.2020 von 200,- €
auf 300,- € angepasst. Bei Spenden bis zu diesem
Betrag genügt als Nachweis der Bareinzahlungs-
beleg oder die Buchungsbestätigung des Kreditin-
stituts. Dadurch wird der Verwaltungsaufwand bei
gemeinnützigen Körperschaften reduziert, weil we-
niger Spendenbescheinigungen ausgestellt werden
müssen. Ab dem Jahr 2024 wird vom Bundeszen-
tralamt für Steuern ein Zuwendungsempfängerre-
gister eingeführt. Das öffentlich zugängliche Regis-
ter soll transparent machen, welche Organisationen
Zuwendungsbestätigungen ausstellen dürfen. Die
Umsatzfreigrenze für steuerpflichtige wirtschaftli-
che Geschäftsbetriebe wurde endlich rückwirkend

ab dem Jahr 2020 von 35.000,- € auf 45.000,- €
(einschließlich Umsatzsteuer) erhöht. Vereine, die
im wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb (z. B. Verkauf
von Speisen und Getränken) die Einnahmengrenze
von 45.000,- € nicht überschreiten, müssen keine
Körperschaft- und Gewerbesteuer bezahlen. Eine
sehr erfreuliche Neuregelung für kleinere gemein-
nützige Körperschaften ist der Wegfall des Gebotes
der zeitnahen Mittelverwendung. Bisher muss-
ten steuerbegünstigte Körperschaften ihre Mittel
spätestens in den auf den Zufluss folgenden zwei
Kalender- oder Wirtschaftsjahren für die satzungs-
mäßigen Zwecke verwenden. Darüber musste zur
Vorlage beim Finanzamt auch eine Mittelverwen-
dungsrechnung erstellt werden. Dies fällt nun
ab dem Jahr 2020 weg, wenn die gemeinnützige
Einrichtung jährliche Einnahmen von weniger als
45.000,- € erzielt. Die Grenze von 45.000,- € be-
zieht sich auf die Gesamteinnahmen des Vereins,
also aus dem ideellen Bereich, der Vermögensver-
waltung, dem Zweckbetrieb und dem wirtschaftli-
chen Geschäftsbetrieb.
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